
Nur wenn beides kumulativ vorliegt, wird der Mieter nicht
nach § 307 I 1, II Nr. 1 BGB unangemessen benachteiligt.
Letztlich bleibt es daher auch in dieser Dreieckskonstellation
dabei, dass der Vermieter dem Mieter bei unrenoviertem
Wohnraum wirtschaftlich einen angemessenen Ausgleich ge-
währen muss, wenn er den Mieter zu Schönheitsreparaturen
verpflichten möchte.107
Die bloße Schuldübernahme im Hinblick auf die Schön-

heitsreparaturpflicht des Vormieters allein führt somit nicht
dazu, dass der Mieter sich so behandeln lassen muss, als
hätte er eine renovierte Wohnung übernommen.108 Die Eva-
luierung, ob eine Wohnung unrenoviert ist, hat somit tat-
sächlich und frei von rechtlichen Wertungen zu erfolgen.109
Diese Ausführungen des BGH haben eine recht merkwürdi-
ge Konsequenz: Hat der Mieter die Verpflichtung des Vor-
mieters zu Schönheitsreparaturen im Wege der Schuldüber-
nahme im Verhältnis zum Vermieter übernommen, nimmt
aber die Ausbesserungen bei Einzug nicht vor, so gilt die
Wohnung weiterhin als unrenoviert und der Vermieter ist in
der Gesamtbetrachtung zur Leistung eines angemessenen
Ausgleichs verpflichtet, sofern die Schönheitsreparaturklau-
sel des „neuen“ Mietvertrags wirksam bleiben soll. Nimmt
der Mieter seine Verpflichtung aus der Schuldübernahme
aber wahr und beseitigt bei Einzug die Gebrauchsspuren des
Vormieters, ist die Wohnung renoviert und es finden die
Rechtsprechungsmaßstäbe zu renoviertem Wohnraum An-
wendung. Der Mieter hätte es somit in der Hand, darüber
zu entscheiden, ob er eine Wohnung renoviert oder unreno-
viert übernimmt. Das erscheint zweifelhaft, bedenkt man die
strengen Maßstäbe, die die Rechtsprechung bei unrenovier-
tem und renovierungsbedürftigem Wohnraum anlegt.110 Will
der Vermieter diese „Wahlmöglichkeit“ des neuen Mieters
verhindern, müsste er die von diesem übernommene Ver-
pflichtung des Vormieters zu Schönheitsreparaturen bereits

zu Anfang des Mietverhältnisses notfalls gerichtlich geltend
machen, um die Wohnung renoviert übergeben zu können.
Jedenfalls in dieser Konstellation könnte man erwägen, ob
sich der Mieter aufgrund der rechtlichen Verpflichtung zur
Beseitigung der Gebrauchsspuren des Vormieters im Ver-
hältnis zum Vermieter entgegenhalten lassen müsste, dass er
es selbst in der Hand hatte zu renovieren, sodass er nicht
unangemessen benachteiligt würde iSv § 307 I 1, II Nr. 1
BGB.

C. FOLGEN FÜR AUSBILDUNG UND PRAXIS
Die Entscheidung des BGH vom 22.8.2018 zu Renovie-
rungsklauseln liegt somit ganz auf der Linie der bisherigen
mieterfreundlichen Rechtsprechung, die ihren vorläufigen
Höhepunkt in den Entscheidungen vom 18.3.2015 gefunden
hat.111 Dadurch kann man sie bereits mit dem Grundgedan-
ken der Relativität von Schuldverhältnissen und Kenntnis
der bisherigen Rechtsprechung zu Renovierungsklauseln im
Hinblick auf unrenovierten Wohnraum ohne größere
Schwierigkeiten nachvollziehen. Der Fall begründet damit
keine neue Fallgruppe. Er zeigt aber auf, dass auch allgemei-
ne Grundsätze des Schuldrechts in der Praxis und der Fall-
lösung eine Rolle spielen. Gleichzeitig bietet der Fall für
Klausuren mit der vom BGH angesprochenen Möglichkeit
der Schuldübernahme selbst noch Variationspotenzial und
damit Anlass, die Grundsätze zu Schönheitsreparaturklau-
seln zu wiederholen.

107 S. oben A.I.3.b).
108 Vgl. NJW 2018, 3302 Rn. 30.
109 Vgl. A.I.3.a).
110 S. oben A.I.3.b).
111 BGH NJW 2015, 1594 mAnm Lehmann-Richter NJW 2015, 1598 f.; BGH NJW

2015, 1871; 2015, 1874.
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& SACHVERHALT
Camilla, die mit Stephan verheiratet ist, hatte eine intime Liebesbeziehung mit Michael.
Michael, der Hobbyfotograf und Arzt ist, erstellte während dieser Zeit zahlreiche Bild- und
Filmaufnahmen von Camilla, auf denen diese unbekleidet und teilweise bekleidet sowie vor,
während und nach dem Geschlechtsverkehr mit Michael zu sehen ist. Diese Bilder befinden
sich noch im Besitz von Michael. Camilla hat zudem intime Fotos von sich selbst erstellt und
Michael in digitalisierter Form überlassen. Ferner besitzt Michael Aufnahmen von Camilla,
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die sie bei alltäglichen Handlungen ohne intimen Bezug zeigen. Die Beziehung ist mitt-
lerweile beendet, die Parteien sind zerstritten.
Neben ihren privaten Schwierigkeiten hat Camilla Probleme mit ihrem früheren Arbeit-

geber Gregor, der eine Praxis für Schönheitschirurgie betreibt. Camilla war bis August 2016
in der Praxis von Gregor in Frankfurt am Main als Ärztin angestellt. Bei ihrem Dienstantritt
im August 2014 erklärte Camilla gegenüber Gregor schriftlich: „Ich, Camilla, stimme zu, dass
Filmaufnahmen von meiner Person zur freien Nutzung im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit
der Praxis von Gregor verwendet und ausgestrahlt werden dürfen.“ Auf Grundlage der
Erklärung von Camilla ließ Gregor einen Werbefilm fertigen, in dem seine Praxis samt
Personal dargestellt wurde, ohne dass darin speziell auf einzelne Personen eingegangen
wurde. Dabei ist auch Camilla in einzelnen Sequenzen zu sehen. Nach der Beendigung des
Dienstverhältnisses von Camilla kann der Werbefilm weiterhin auf der Homepage von
Gregors Praxis abgerufen werden.

Bearbeitervermerk:
I. Hat Camilla gegen Michael einen Anspruch auf Löschung der Fotos und Filmaufnahmen, die sie zeigen
und sich auf elektronischen Speichermedien von Michael befinden?
II. Kann Camilla von Gregor Unterlassung der weiteren Veröffentlichung des Videos zu Werbezwecken
im Internet verlangen?

Hinweis: Zum Zeitpunkt der dem Fall zugrunde liegenden Entscheidung des BGH (BGH ZD 2016, 134 =
NJW 2016, 1094) galt das „alte“ BDSG. Die DS-GVO ist am 24.5.2016 in Kraft getreten und gilt seit
dem 25.5.2018 unmittelbar in allen Mitgliedstaaten. Zeitgleich ist das BDSG-neu in Kraft getreten, das
in seinem Anwendungsbereich gem. § 1 V BDSG-neu von der DS-GVO verdrängt wird und zusätzlich
ebenfalls eine Bereichsausnahme für den rein privaten Bereich in § 1 I 2 BDSG-neu enthält. Im Übrigen
ist auch das BDSG-neu – ebenso wie das BDSG-alt gem. § 1 III 1 – gem. § 1 II 1 BDSG-neu gegenüber
den Vorschriften des KunstUrhG subsidiär.

& LÖSUNG

FRAGE I: ANSPRÜCHE DER C GEGEN M AUF LÖSCHUNG DER FOTOS UND FILMAUF-
NAHMEN

A. ANSPRUCH DER C GEGEN M GEM. ART. 17 I LIT. B DS-GVO
C könnte gegen M einen Anspruch auf Löschung der Fotos und Filmaufnahmen, die sie
zeigen und sich auf elektronischen Speichermedien von M befinden, gem. Art. 17 I lit. b DS-
GVO haben. Die DS-GVO müsste anwendbar sein. Den sachlichen Anwendungsbereich
bestimmt Art. 2 DS-GVO. Demnach gilt die DS-GVO für die ganz oder teilweise auto-
matisierte Verarbeitung personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem gespeichert sind
oder gespeichert werden sollen, Art. 2 I DS-GVO. Ein Umkehrschluss zu den in Art. 2 II–IV
DS-GVO normierten Ausnahmen zeigt, dass die Verordnung sowohl für öffentliche, als auch
für nicht öffentliche Stellen gilt (Paal/Pauly/Ernst, DS-GVO BDSG, 2. Aufl. 2018, DS-GVO
Art. 2 Rn. 2). M handelte als natürliche Person und somit als nicht öffentliche Stelle in diesem
Sinne.
Bei den Fotos müsste es sich um personenbezogene Daten iSd Art. 2 I DS-GVO handeln.

„Personenbezogene Daten“ sind nach einer Legaldefinition gem. Art. 4 Nr. 1 DS-GVO „alle
Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person bezie-
hen“. Auf den bei M befindlichen Fotos ist C vollumfänglich zu erkennen, sodass sie auf-
grund physischer Merkmale identifizierbar ist. Es handelt sich daher bei den Fotos um
personenbezogene Daten iSd Art. 2 I DS-GVO.
Die Fotos müssten verarbeitet worden sein. Gemäß der Legaldefinition der „Verarbeitung“

in Art. 4 Nr. 2 DS-GVO fällt die Speicherung der personenbezogenen Daten hierunter. Die
Speicherung der Fotos auf den elektronischen Medien des M stellt eine Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten iSd Art. 2 I DS-GVO dar. Der sachliche Anwendungsbereich der DS-
GVO ist grundsätzlich eröffnet. Gemäß Art. 2 II lit. c DS-GVO findet die Verordnung keine
Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten durch natürliche Personen zur
Ausübung ausschließlich persönlicher oder familiärer Tätigkeiten. Dies trifft zu, wenn die
Verarbeitung ohne Bezug zu einer beruflichen oder wirtschaftlichen Tätigkeit vorgenommen
wird (Erwägungsgrund 18 der DS-GVO). Demnach ist die DS-GVO im rein privaten Bereich
nicht anwendbar. Die Aufnahmen wurden vorliegend ausschließlich zum privaten Gebrauch
gefertigt und waren nicht zur Veröffentlichung und Verbreitung bestimmt. Etwas anderes
folgt nicht aus dem Umstand, dass M nebenberuflich Fotograf ist. C hat gegen M keinen
Anspruch auf Löschung der Fotos gem. Art. 17 I lit. b DS-GVO.

Anwendungsbereich
der DS-GVO
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